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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates über die Beteiligung 
des Europäischen Sozialfonds an rezessionsbedingten Maßnahmen 
für die berufliche Anpassung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Beschluß 71 /66/EWG des Rates 
vom 1. Februar 1971 über die Reform des Euro- 
päischen Sozialfonds 1 ) t insbesondere auf Artikel 4, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die am 9. und 10. Dezember 1974 in Paris versam- 
melten Regierungschefs haben die Auffassung ver- 
treten, daß es darauf ankommt, daß auf dem Arbeits- 
markt eine energische koordinierte Gemeinschafts- 
aktion eingeleitet wird; sie haben ebenfalls hervor- 
gehoben, daß der Rat zu gegebener Zeit im Lichte 
der Erfahrungen unter Berücksichtigung der Proble- 
me der Gebiete und Gruppen von Arbeitnehmern, 
die am stärksten von den Schwierigkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt betroffen sind, prüfen wird, ob und 
inwieweit es notwendig ist, die Mittel des Sozial- 
fonds zu erhöhen. 

Der Rat hat sich in seinem Beschluß 75/459/EWG 
vom 22. Juli 1975 über die Beteiligung des Euro- 
päischen Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten von 
Personen, die von der schwierigen Arbeitsmarktlage 
betroffen sind 2 ), verpflichtet, vor dem 30. Novem- 
ber 1975 über einen von der Kommission gemäß 
Artikel 4 des Beschlusses 71 /66/EWG unterbreiteten 
Vorschlag zur Förderung der räumlichen und beruf- 
lichen Mobilität von Personen, die in Sektoren 
beschäftigt sind oder beschäftigt waren, welche von 
der rezessionsbedingten unausgeglichenen Arbeits- 
marktlage besonders betroffen sind, zu beraten, 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971, S. 15 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 199 
vom 30. Juli 1975, S. 36 


wobei den von den Arbeitsmarktschwierigkeiten am 
stärksten betroffenen Gebieten Rechnung getragen 
wird. 

Die Arbeitsmarktlage in den am stärksten von der 
Rezession betroffenen Wirtschaftsbereichen und 
Gebieten zeigt die Notwendigkeit einer gezielten 
gemeinsamen Aktion, um eine bessere Anpassung 
von Arbeitskräfteangebot und -nachfrage in der 
Gemeinschaft zu gewährleisten — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Zuschüsse des Fonds können gemäß Artikel 4 des 
Beschlusses des Rates vom 1. Februar 1971 für Maß- 
nahmen zur Förderung der Beschäftigung und der 
räumlichen und beruflichen Mobilität der Personen 
gewährt werden, die gleichzeitig beschäftigt sind 
oder beschäftigt waren: 

— Wirtschaftsbereichen, in denen seit Anfang 1974 
der Anstieg der Arbeitslosigkeit beträchtlich über 
dem Gemeinschaftsdurchschnitt liegt bzw. in 
denen eine entsprechende Entwicklung der 
Beschäftigtenzahl zu verzeichnen ist; 

— und in den Gebieten, in denen seit Anfang 1974 
der Anstieg der Arbeitslosigkeit beträchtlich über 
dem nationalen Durchschnitt liegt oder in denen 
die Beschäftigten in den obengenannten Wirt- 
schaftszweigen unter Berücksichtigung des abso- 
luten Niveaus der Arbeitslosigkeit auf regionaler 
Ebene einen großen Teil der Erwerbsbevölkerung 
stellen. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Maßnahmen müssen zur 
Durchführung von Anpassungs- oder Entwicklungs- 
programmen beitragen, die mit den von der Gemein- 
schaft verfolgten wirtschaftlichen und sozialen Zie- 
len vereinbar sind. Diese Programme sollen den 
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wirtschaftlichen Zusammenhang ersehen lassen und 
hierbei die Ziele und die zu diesem Zweck verwen- 
deten Aktionsmittel angeben. Sie berücksichtigen 
die Stellungnahme der Sozialpartner und die Ebene, 
auf der sie gehört wurden. 

Artikel 3 

Zuschüsse des Fonds können nach diesem Beschluß 
für die Beihilfen gewährt werden, die in der Liste 


genannt sind, die in der Verordnung (EWG) Nr. 
2397/71 des Rates über die Beihilfen, zu denen Zu- 
schüsse aus dem Europäischen Sozialfonds gewährt 
werden können/aufgestellt worden ist. 

Artikel 4 

Dieser Beschluß tritt am fünften Tage nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


Finanzbogen 

Anlage zum Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Beteiligung des 
Europäischen Sozialfonds an rezessionsbedingten Maßnahmen für die berufliche 
Anpassung 


1. Anhand der dreijährigen Erfahrung auf dem j 
Gebiet der Beteiligung des Sozialfonds an Maß- 
nahmen im Textilsektor konnten für einen kri- 
senanfälligen Wirtschaftsbereich die durchschnitt- 
lichen Beteiligungskosten pro Kopf in Höhe von 
670 RE und der durchschnittliche Anteil der bei- ! 
hilfebegünstigten Personen an der Gesamtzahl 
der Personen, deren Beschäftigung direkt bedroht j 
ist, in Höhe von 38 v. H. ermittelt werden. Bei : 
der Anwendung dieser Durchschnittszahlen auf | 
andere krisenanfällige Wirtschaftsbereiche, ins- j 
besondere die am stärksten von der Rezession 
betroffenen Wirtschaftsbereiche kann, wenn auch j 
nur sehr provisorisch, ein den in diesem Beschluß- j 
Vorschlag angegebenen Beteiligungskosten an- 
nähernd entsprechender Betrag ermittelt werden. 

2. Nach einer auf Statistiken von vier Gemein- 
schaftsländern basierenden Schätzung beläuft sich 
die Zahl der Arbeitslosen in den Wirtschafts- 
bereichen, in denen der Zuwachs der Arbeits- 
losigkeit (in einem Zeitraum von zwölf Monaten) 
wesentlich über dem Gemeinschaftsdurchschnitt 
lag, auf ungefähr 320 000. Bezogen auf den in 
dem Beschlußvorschlag ausgesprochenen Perso- 


nenkreis muß diese Zahl um ein Drittel, bzw. 
sogar 40 v. H. vermindert werden, um den Be- 
grenzungen, die die regionalen Zulässigkeitskri- 
terien auferlegen, Rechnung zu tragen. Die 
ursprüngliche Zahl reduziert sich damit auf 
190 00.0 bis 215 000. 

3. Berücksichtigt man bei dieser Zahl den durch- 
schnittlichen Anteil der beihilfebegünstigten Per- 
sonen, so kann die Zahl der Personen, die für 
die Beteiligung des Fonds in den betreffenden 
Wirtschaftszweigen in Frage kommen, auf 72 500 
bis 80 500 geschätzt werden. Unter Zugrunde- 
legung durchschnittlicher Pro-Kopf-Kosten in 
Höhe von 670 RE sind für die Durchführung 
dieses Beschluß Vorschlags jährlich Gesamtmittel 
in Höhe von 49 bis 53 Millionen RE anzusetzen. 

4. Es wird darauf hingewiesen, daß der Vorentwurf 
des Haushaltsplans der Kommission für das Jahr 
1976 einen Betrag von 60 Millionen RE für „Anti- 
Krisen" -Beteiligungen des Sozialfonds vorsah 
[Dok. KOM(75) 330, Seite 57], wobei dieser Betrag 
auch teilweise die Aufwendungen für Beteiligun- 
gen im Textil- und Bekleidungssektor einschlie- 
ßen soll. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 28. Oktober 1975 - 1/4 - 680 70 - An 3/75* 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen , 
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Begründung 


1. Auf seiner Sitzung vom 17. Juni 1975 hat der 
Ministerrat eine Gemeinschaftsaktion zugunsten 
Jugendlicher im Rahmen des Europäischen Sozial- 
fonds angenommen und beschlossen, vor dem 
30. November 1975 über einen Kommissionsvor- 
schlag zu beraten, durch den „Personen, die in Sek- 
toren beschäftigt sind oder beschäftigt waren, welche 
von der rezessionsbedingten unausgeglichenen 
Arbeitsmarktlage besonders betroffen sind, wobei 
den von den Arbeitsmarktschwierigkeiten am stärk- 
sten betroffenen Regionen Rechnung getragen 
wird" 3 ). 

2. Bei ihrem derzeitigen Vorschlag berücksichtigt 
die Kommission vor allem die Merkmale der Ent- 
wicklung auf dem Arbeitsmarkt. Trotz einiger schwa- 
cher, saisonbedingter Anzeichen für eine Erholung 
des Arbeitsmarktes in Dänemark, Deutschland und 
Frankreich hat sich in keinem Land der Gemeinschaft 
in den letzten Monaten eine Verbesserung der Lage 
abgezeichnet. Voraussichtlich dürfte die Arbeitslosig- 
keit in den ersten Monaten des Jahres 1976 sogar 
zunehmen. 

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit läßt sich zwar zum 
großen Teil auf die konjunkturelle Entwicklung zu- 
rückführen, ist aber gleichzeitig auch Ausdruck eines 
strukturellen und dauerhaften Wandels: Die um- 
fangreichen Programme zur Ankurbelung der Wirt- 
schaft, die von den Regierungen verabschiedet wur- 
den, müssen durch Maßnahmen zur beruflichen 
Nachschulung der Arbeitskräfte flankiert werden, 
um die wachsende Diskrepanz zwischen Angebot und 
Nachfrage zu schließen. 

3. Wegen seines Ausmaßes, und weil er eine 
berufliche Anpassung der Arbeitskräfte unerläßlich 
macht, entspricht dieser Zustand den Voraussetzun- 
gen, die eine Anwendung von Artikel 4 des Rats- 
beschlusses vom 1. Februar 1971 rechtfertigen. Der 
Fonds muß in die Lage versetzt werden, seine Auf- 
gabe im Rahmen einer spezifischen Gemeinschafts- 
aktion zu erfüllen, indem er Umqualifizierungs- und 
Anpassungshilfen für die dringlichsten Maßnahmen, 
die in der ganzen Gemeinschaft zu den vorrangigen 
Zielen gehören und eine bessere Konvergenz der 
Beschäftigungspolitiken sicherstellen, gewährt. 

4. Der Geltungsbereich einer gemeinsamen Aktion 
sollte anhand der Zulässigkeits- und Auswahlkrite- 
rien auf verschiedenen Ebenen bestimmt werden: 
Wirtschaftsbereich, Gebiet und Eignung des spezifi- 
schen Einzelprogramms. Es scheint, zumindest auf der 
Ebene des Ratsbeschlusses, weniger angebracht, ein 
eigens auf Personengruppen abgestelltes „kategoria- 
les" Kriterium vorzusehen, und zwar einmal, um den 
spezifischen Charakter der ad hoc-Entscheidungen, 
durch die zwei große Arbeitnehmergruppen - Wan- 
derarbeitnehmer und Jugendliche - in den Beteili- 
gungsbereich des Europäischen Sozialfonds einbezo- 

• 3 ) Dok. KOM(75) 126 endg. 


gen wurden, zu erhalten 4 ), und zum anderen, weil 
die Erfahrung gezeigt hat. daß Maßnahmen, die 
unter sektoralen oder regionalen Charakteristiken 
ausgewählt wurden, nicht notwendigerweise gleich- 
zeitig ausreichend Einfluß auf einzelnen Arbeitneh- 
merkategorien haben, um eine bevorzugte Beteili- 
gung aufgrund dieses kategorialen Charakters zu 
rechtfertigen. Kategoriale Prioritäten sollten jedoch 
bei der Verwaltung der Programme berücksichtigt 
werden, und zwar in dem Maße, in dem das jewei- 
lige Einzelprogramm zeigt, daß dies möglich und 
zweckmäßig ist. 

5. Was die Wahl der Wirtschaftszweige angeht, so 
erscheint es in diesem Stadium nicht wünschenswert, 
eine begrenzte Zahl von Sektoren für Beteiligungen 
des Fonds namentlich zu nennen. Es wäre vorzu- 
ziehen, die Schwerpunkte für Beteiligungen des 
Fonds nach objektiven und transparenten Kriterien 
festzulegen, die auf Gemeinschaftsebene unter- 
schiedlos auf alle Sektoren anwendbar sind. 

In diesem Rahmen müßte der vorgeschlagene Be- 
schluß für freigesetzte oder an Umschulungsmaß- 
nahmen teilnehmende Arbeitnehmer gelten, in allen 
Wirtschaftszweigen oder -branchen, die aufgrund 
der Rezession einen starken Beschäftigungsrückgang 
und dementsprechend erhebliche Personalverringe- 
rungen zu verkraften hatten. Den Entlassungen 
gleichgestellt wären in diesem Zusammenhang 
Zwischenlösungen, wie z. B. Arbeitsaussetzungen, 
Teilzeitarbeit oder Kurzarbeit oder bestimmte an- 
dere Formeln für eine Erhaltung von Arbeitsplätzen, 
sofern diese Maßnahmen während einer relativ 
langen Zeit, z. B. mindestens drei aufeinanderfolgen- 
der Monate, angewandt wurden. 

So könnte der Fonds Beteiligungen für bestimmte 
Wirtschaftszweige erst dann gewähren, wenn der 
Anstieg der Arbeitslosigkeit (Vollarbeitslose und 
Personen in vergleichbarer Lage) deutlich über dem 
Gemeinschaftsdurchschnitt liegt. 

Als Bezugszeitraum dienen die ersten Monate des 
Jahres 1974, da ab dann der erste rezessionsbedingte 
Beschäftigungsrückgang zu spüren war. 

Damit die Beteiligungen des Fonds zu einer Abnah- 
me der konjunkturbedingten Arbeitslosigkeit beitra- 
gen und gleichzeitig die Voraussetzungen für eine 
Entwicklung der künftigen Beschäftigungslage ver- 
bessern, müssen im übrigen bestimmte wohl defi- 
nierte qualitative Garantien gefordert werden, z. B. 
hinsichtlich der angestrebten Ausbildung oder 
Umqualifizierung sowie hinsichtlich der bestehenden 
Wiederbeschäftigungsaussichten. Da sich jedoch die 
Arbeitnehmer, die beruflich angepaßt werden, im 
Prinzip Beschäftigungen sowohl innerhalb als auch 
außerhalb ihres Sektors zuwenden können, werden 
diese Garantien vorzugsweise im Rahmen der vorzu- 
legenden Einzelprogramme zu beurteilen sein. 

4 ) Beschluß des Rates vom 27. Juni 1974 (Wanderarbeit- 
nehmer) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 185/20 vom 9. Juli 1974 und Beschluß des Rates 
vom 22. Juli 1975 (Jugendliche unter 25 Jahren) Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 199/36 
vom 30. Juli 1975 
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6. Entsprechend dem Wunsch des Rates wird der 
von der Kommission vorzulegende Vorschlag auch i 
einen Teil enthalten, der die „von Beschäftigungs- 
schwierigkeiten am meisten betroffenen Gebiete“ 
berücksichtigt; damit wird ein auf der Konferenz 
der Staats- und Regierungschefs vom Dezember 1974 j 
ausdrücklich hervorgehobenes Anliegen zum Aus- 
druck gebracht. f 

Die auf dieser Grundlage in Aussicht genommene 
Aktion muß zunächst auf eine doppelte Frage eine i 
Antwort geben: auf welche Art von Gebieten ist \ 
Bezug zu nehmen und welche Dringlichkeitskriterien 
können gewählt werden? 

Die Dringlichkeit läßt sich sehr unterschiedlich defi- I 
nieren, je nachdem, ob als geographischer Bezugs- j 
rahmen administrative Einheiten, Räume für eine 1 
regionale Aktion oder entsprechend der Arbeits- , 
marktlage enger gefaßte Gebietsteile herangezogen 
werden. Im letzteren Fall handelt es sich um ent- ; 
sprechend der Richtung und dem Ausmaß der 
Arbeitskräfteströme geographisch abgegrenzte 
„arbeitsmarktliche Einzugsbereiche 11 . Die nach den 
Merkmalen der so definierten Beschäftigungsgebiete 
konzipierte Beteiligung, welche die Arbeitskräfte 
und infolgedessen die Beihilfe des Sozialfonds 
betrifft, dürfte sich für eine spezifische Ausrichtung 
besser eignen, als eine einfache Bezugnahme auf die 
herangezogenen Kriterien zur Abgrenzung beispiels- 
weise der vorrangigen regionalen Förderungsgebie- 
te, in denen eine gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
' angestrebt wird. Im vorliegenden Fall müßte daher 
diese Definition berücksichtigt werden. 

Was die zu wählenden Dringlichkeitskriterien anbe- 
langt, so ist natürlich den Gebieten Vorrang ein- 
zuräumen, in denen die rezessionsbedingten zusätz- 
lichen Arbeitskräftereserven am größten sind. Diese 
messen sich insbesondere an der Zunahme der glo- 
balen Zahl der unerledigten Arbeitsgesuche (unab- 
hängig von sektoralen Erwägungen). Gegebenenfalls 
könnte die Entwicklung der seit Beginn der Rezes- 
sion verzeichneten Wanderbewegungen berücksich- 
tigt werden. Dementsprechend könnten solche Maß- 
nahmen zugunsten der Arbeitskräfte in den betref- 
fenden Sektoren für Beteiligungen des Fonds im 
Sinne dieses Beschlusses berücksichtigt werden, die 
in Gebieten durchgeführt werden, die seit Anfang 
1974 einen Anstieg der Arbeitslosigkeit oder der 
unerledigten Arbeitsgesuche zu verzeichnen hatten, 
die deutlich über dem Anstieg auf nationaler Ebene 
liegt. 

Die Beteiligung könnte - als Alternative und um 
ihren zugleich regionalen und sektoralen Charakter 
zu unterstreichen - den Gebieten Vorbehalten wer- 
den, in denen die von der Rezession stark betroffe- 


nen Sektoren eine vorherrschende Stellung ein- 
nehmen. Diese vorherrschende Stellung kann nach 
dem Verhältnis betroffener sektoraler Beschäftig- 
tenstand/Erwerbsbevölkerung in dem Gebiet gemes- 
sen werden. 

Um nicht die Gebiete zu benachteiligen, in denen 
die Auswirkungen der Rezession aufgrund ihrer 
strukturellen Schwäche weniger deutlich sichtbar 
sind, wird in diesem Rahmen auch das absolute 
Niveau der Arbeitslosigkeit auf regionaler Ebene 
berücksichtigt werden müssen. 

7. In diesem System würde über eine Beteiligung 
des Sozialfonds entsprechend der verfügbaren Mittel 
nach einer degressiven Dringlichkeitsfolge entschie- 
den werden, d. h. die Anträge auf Beteiligung, die 
den benutzten - zugleich quantitativen und qualita- 
tiven - Kriterien auf sehr signifikante Weise gerecht 
werden, würden automatisch Vorrang vor jenen 
Anträgen haben, die diesen Kriterien nur teilweise 
oder in nicht so sarkem Maße entsprechen. 

Neben den angeführten Kriterien sollten Maßnah- 
men im Rahmen von Aktionen, die Gegenstand einer 
Konzertierung der Sozialpartner auf europäischer 
aber zumindest auf einzelstaatlicher Ebene sind, 
zumindest in den Wirtschaftszweigen, wo eine 
Konzertation durchgeführt wird, ein Vorrang im 
Rahmen der Verwaltung des Fonds zuerkannt wer- 
den. 

8. Jede Maßnahme, für die die Unterstützung des 
Fonds beantragt wird, muß Teil eines Maßnahme- 
bündels im Rahmen eines Einzelprogramms sein, das 
auf der Ebene des Sektors, des Mitgliedstaates, des 
Gebietes oder sogar des Betriebes ausgearbeitet 
wird und den wirtschaftlichen Zusammenhang, die 
Tragweite der in Angriff genommenen Anpassungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen sowie die Stellung- 
nahme der Sozialpartner und die Ebene, auf der sie 
konsultiert wurden, angibt. Die Kommission möchte 
dadurch sichergehen, daß die Maßnahmen, zu denen 
Zuschüsse aus dem Fonds gewährt werden, mit 
ausreichenden Garantien in bezug auf ihre Zweck- 
mäßigkeit und Wirksamkeit im nationalen Rahmen 
ausgestattet sind und es ermöglichen, ihren Zusam- 
menhang mit den wirtschaftlichen und sozialen 
Ausrichtungen der Gemeinschaft schrittweise herzu- 
stellen. 

9. Der Rat muß auch die Arten von Beihilfen ange- 
ben, für die Zuschüsse aus dem Fonds im Rahmen 
seines Beschlusses nach Artikel 4 gewährt werden 
können. 

Es wird vorgeschlagen, sich nur auf die Beihilfen zu 
beschränken, die in der die Liste der Beihilfen ent- 
haltenen Verordnungen vorgesehen sind. 
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